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Bericht über die Verhandlungen
-es dreizehnten Landtags

des Großherzogthums Oldenburg.

dteunundvierzigste Sitzung.
Oldenburg , den 23 . Mai 1861 . Morgens 10 Uhr.

Tagesordnung : Fortsetzung der Berathung über den Bericht, betr. den Entwurf einer Wegeordnung.

Vorsitzender: Präsident Dannenberg.

Ministertische die Herren Reg.- Commissairc Bucholtz
und Steche.

Nach Eröffnung der Sitzung verließt der Schriftführer
Russell  daS Protokoll der letzten Sitzung . Dastetbc wird
genehmigt.

Eingegangcn ist ein Schreiben der Skaatsregierung betr.
Errichtung einer Telegraphenstation in Delmenhorst. (An
den Finanzausschuß.)

Vom Vorsitzenden wird angezeigt, daß der Abg. Schweg¬
mann  um Verlängerung seines Urlaubs bis zum 10. k. M.
gebeten habe. Der Landtag bewilligt den Urlaub.

Präsident : Die Berathung sei bis zum Art. 35 vor¬
angeschritten. Er ersuche den Berichterstatter, die erforderli¬
chen Mittheilungen zu machen.

Der Berichterstatter Strackerjan I. beginnt die Ver¬
lesung.

Zu Art. 35 (Antr . 46 , 47, 48 , 49, 50.)
Zu den Anträgen 46 und 47 wird das Wort nicht be¬

gehrt, die Abstimmung wirb ausgesetzt. Zum Antrag Nr .48
wird vom Ausschüsse folgende Fassung vorgeschlagen: statt
der Worte : „so ist dieselbe rc." bis zum Schlüsse zu setzen:
„so ist dieselbe unter Berücksichtigung der aus der Boden-
bcschaffenheit etwa entspringenden Verschiedenheitder Unter¬
haltungslast an die angrenzenden Gemeinden zur Unterhal¬
tung in ganzer Breite zu vertheilen. Darüber rc. " wie im
Entwurf.

Abg. Selkmann II. : Er sei mit dem Ausschüsse ein¬
verstanden, daß der tz. 3 des Art. 35 einer deutlicheren Fas¬
sung bedürfe, auch darin , daß hier nur eine Regulirung des
Verhältnisses betreffs zweier  Gemeinden in Frage zu kom¬
men brauche: denn es kommen immer nur zwei  Gemeinden
in Betracht. Wenn aber der Ausschuß weiter den Z. 3 darin
ändere, daß er sage: „Bildet eine Wegstrecke  die Grenze
zweier Gemeinden — und dies soll von allen unmittelbar

an der Grenze einer Gemeinde belegcnen Gemeindcwegcn bis
zum Beweise des Gegentheils angenommen werden — so ist
dieselbe unter die angrenzenden Gemeinden so zu vertheilcn,
daß jede Gemeinde einen solchen Theil derselben, welcher ihrer
Länge unter Berücksichtigung der aus der Bodcnbeschaffen-
heit etwa entspringenden Verschiedenheit der Unterhaltungs¬
last entspricht, in ganzer Breite erhält " . . . . . so gehe der
Ausschuß hier zu weit. Der tz. 2 spreche von Gemeinde-
wegen. Nach der Fassung des Ausschußantrags solle nur,
wenn hier ein Feldweg  in Frage stehe, die betreffende
Strecke desselben von der Gemeinde unterhalten werden und
nicht von der Genossenschaft. Dies könne nicht die Absicht
des Ausschusses sein und cs sei deshalb eine Aenderung nö-
thig. Dann sei auch die Bestimmung des Antrags betreffs
der Verrheilung der Last nach der Bodenbeschaffenheitnicht
recht klar. Unter Berücksichtigung der späteren Erörterungen
des Ausschusses habe man glauben können, es sei hier die
Bonität der Ländereien gemeint; es sei jedoch an die Boden¬
beschaffenheit des Weges gedacht, sowohl im Entwurf als
auch im Ausschußbcricht. Die Unterhaltungslast der Wege
hänge aber doch durchaus nicht allein von der Bodcnqualnät
des Weges ab; z. B . influire eine Bepflanzung mit Holz
bedeutend auf dieselbe. Auf andere Umstände (hohe oder
niedrige Lage, die man vielleicht noch unter „Bodenqualität"
rubriciren könne) wolle er nicht eingehen. Es seien aber noch
viele andere Momente (z. B . ein größerer Verkehr an einigen
Stellen durch die Nähe einer Ziegelei) hier von Einfluß. Es
müsse deshalb nicht bloß die Bodenbeschaffenhcit, sondern die
UnkerhaltungSlast im Allgemeinen berücksichtigt werden. Außer¬
dem fehle im Ausschußantragc noch eine Bestimmung für den
Fall der Anlegung eines Weges. Dieselbe gehe aus der
letzigen Fassung nicht herv.or. Im tz. 1 des Art. 35 sei
allerdings auch von Anlegung die Rede; der tz. 3 , wie ihn
der Ausschuß vorschlage, spreche nur von der Unterhaltung
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bereits vorhandener Wege . Es sei wohl klar , daß hier auch
die Anlegung cineS Weges gemeint sein solle . Außerdem
scheinen ihm in dem Anträge die Grundsätze nicht deutlich

genug ausgesprochen , nach denen die Vertheilung der Last
geschehen solle . Es werde daher hier auch noch eine deutli¬
chere Fassung zweckmäßig sein . Das Princip , daß die auf
der Grenze gelegene Strecke von den beiden Gemeinden in
ihrer ganzen Breite unterhalten werden und je nach der Be¬
schaffenheit der Untcrhaltungslast der Gemeinde eine längere
oder kürzere  Strecke zur Last falle , müsse deutlich hervor-
treten . Durch die ungleiche Länge der Strecken solle die
durch die Bodenqualität entstandene Verschiedenheit der Un¬
tcrhaltungslast ausgeglichen werden . Dem Gesagten zufolge
würde der Antrag folgende Gestalt annehmen müssen:

Der tz. 3 des Art . 35 werde in folgender Fassung an¬
genommen :

„ § . 3 . Bildet ein Gemeindeweg die Grenze zweier
Gemeinden , was bei allen unmittelbar an der Grenze
einer Gemeinde belegenen Gemeindewegen bis zum
Beweise des Gegentheils angenommen werden soll,
so ist die beide Gemeinden begrenzende Wegstrecke in
ihrer ganzen Breite unter dieselben gleichmäßig zu
theilen und eine etwaige Verschiedenheit der Unter-
haltungslast der beiden Wegstrecken durch die größere
oder geringere Länge derselben thunlichst auszugleichen.
Bei der Anlegung eines neuen Gemeintcweges auf
der Grenze zweier Gemeinden ist auch die Verschie¬
denheit der Kosten der Anlage bei der Theilung zu
berücksichtigen . In Ermangelung einer Vereinbarung
entscheidet das Look darüber , welche der beiden Weg¬
strecken jede Gemeinde zu übernehmen hat . "

Der Antrag des Abg . Selkmann  II . wird angenom¬
men , womit der Antrag Nr . 48 erledigt ist , desgleichen in

gemeinsamer Abstimmung die ausgesctzken Anträge 46 , 47,
49 , so wie der Art . 35 mit diesen Aenderungen.

Zu Art . 36 ( Antr . 51 , 52 , 53 , 53 s , 54 , 55 , 56 , 56 o,
56 d .)

Zu Antrag Nr . 1 wird das Wort nicht begehrt ; die
Abstimmung wird ausgesctzt.

Zu Antr . Nr . 52 und 53:

Abg . Kaiser : Nach dem Anträge Nr . 52 solle im tz. 1
des Art . 36 der Satz : »nur uncultivirtc , in den Besitz von

Privaten übergegangene Flächen sind nur zu einem Viertheil
ihrer Größe beitragspflichtig " gestrichen werden . Er sei nun
zwar auch der Ansicht , daß dieser Satz des Entwurfs nicht
könne beibehalten werden . Aber , daß die uncultivirten Fla¬

chen ganz frei sein sollen , könne er nicht zugeben . Er sehe
um so weniger einen Grund dafür , als dies nicht den dürf¬
tigen Anbaucrn , sondern den großen Grundbesitzern , die oft
Hunderte von Jücks uncultivirten Landes zur Schaaslrist und

zu Plaggenstich benutzen , zu Gute käme . Außerdem empfehle
er dringend den Mindcrheitsantrag Nr . 56 . Es sei nämlich
nicht zweckmäßig den Gemeinderath hier zu binden . Die
Zurückführung der schlichten Zücke auf Bonuätsjücke halte er

nicht passend . Die Bonitirung sei für das ganze Land , nicht
für einzelne Gemeinden eingerichtet . Für die einzelnen Ge¬
meinden werde daher schwerlich eine Grundlage für die
Bonitirung zu finden sein . Seines Erachtens sei es am
besten , dem Gemeinderath die Bestimmung der Classen zu
überlassen und bann vor Allem nicht zu viel Classen einzu¬
führen . Zn mehreren Bauerschafken seien schon derartige
Umlagen zu Wcganlagen vvrgenvmmen , was sich sehr gut
bewährt habe . Man habe dann 3 Classen angenommen;
das Land in der ersten Classe sei zweimal so hoch geschätzt
wie das in der zweiten und in demselben Verhältnisse habe
die Mittelklasse zu der dritten gestanden . Lasse man dem
Gemeinderath vollständige Freiheit , so könne er ja ganz nach
seinem Gutdünken die Grundsätze der Bonitwung dabei in
Anwendung bringen oder nicht . Gefahr sei nicht dabei , da
der Antrag 56 immer noch die Genehmigung der Regierung
fordere . Er stelle daher die Anträge:

Zu Nr . 52:
Zn der vorletzten Zeile werde hinter „ nicht " einge¬
schaltet „ höher als bis zur Hälfte des sonst gering¬
sten Landes . "

Zu Nr . 56r

Der letzte Satz von „ und zwar " an bis zu Ende
werde gestrichen.

Präsident : Der Antrag Nr . 56 stehe noch nicht zur
Berathung . Er werde den letzten Antrag bis später zurück-
lcgen.

Berathung geschloffen.

Berichterstatter Strackerjan I. : Er empfehle , den An¬
trag des Abg . Kaiser  abzulehnen . Der Ausschuß sei darin

einig , daß die uncultivirten Flächen frei bleiben müssen.
Nutzen gewähren dieselben nicht . Die Schaaslrist und der
Plaggenhieb dienen nur zur Düngerproduction für anderes
schon culkivirteS Land.

Der Antrag des Abg . Kaiser  zu Antrag Nr . 52 wird

abgelehnt , der Ausschußantrag 52 ausgesetzt.

Abg . Rüder : Er erlaube sich , folgenden Antrag zu
stellen:

Im zweiten Absätze des H. 4 Art . 36 werde statt
„Wohnhäuser " gesetzt „ der Gebäudestcuer unterworfe¬
nen Baulichkeiten . "

Dann könnten sämmtlicke Fabrikanstalten auch zu den
Leistungen herangezogen werden . Mit der Annahme dieses
Antrags würde dem des Abg . Lüerßen  im Wesentlichen
genügt sein . Es würden in den Städten die Fabriken und
auf dem Lande die Ziegeleien , von denen gerade die Wege
häufig benutzt werden , durch Annahme dieses Antrags zu Lei¬
stungen für die Wegelast mit hcrangezogen werden.

Abg . Ahlhorn : Was die Ziegeleien anlange , so glaube
er, daß diese bei der Gebäudesteuer schon reichlich hoch ange¬
setzt seien . Kleine Ziegeleien habe man zu 200 — 300 H
angesetzt . Man habe dabei nicht den Miethwerlb angenom¬
men . Dies stehe in keinem Berhältniß zu den übrigen Ge-
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bäuden . Er glaube daher , daß man denselben nicht noch
mehr Lasten aufbürden dürfe.

Abg . Selkmann H . : Der Vorredner glaube , man
könne den Antrag auS Rücksicht auf die Ziegeleien nicht an¬
nehmen . Er sei der Ansicht , baß er gerade durch die Rück¬

sicht auf dieselben besonders empfohlen werde . Er sei aller¬
dings der Ansicht , daß die Fabrikanlagen nicht als solche
sollen herangezogen werden können , wie der Abg . Lücrßen
eS wolle ( denn dadurch würde man das ganze Princip um-
stoßen ) . Daß man dieselben aber vollständig auSnchme , dazu

liege in der Thal kein Grund vor . Daß man dieselben gleich
den anderen der Gebäudesteuer unterliegenden Häusern bei¬

tragen laste , halte er für unbedenklich . Wenn sie bei der
Gebäudcsteuer zu hoch angesctzt seien , so sei dies eine Sache
für sich , aber kein Grund , sie hier auszunehmen . Soweit
wie cs ohne Verletzung des Princips möglich sei , müsse man
sie beitragen lassen und das geschehe nach dem R ü berschen
Anträge . Er müsse denselben daher dringend empfehlen.

Abg . Bruder : Sv viel er sehe, können die Wohnhäu¬
ser für Fahrwege höchstens zu 8 Zück angxsetzt werden , nach
dem Rüd erscheu  Anträge die Fabriken auch zu der bestimm¬
ten Zahl von Zücks . Es sei ihm nicht klar , wie man er¬

mitteln wolle , zu wieviel Zück ein Haus steuern solle . Er

wünsche , eine Aufklärung zu erhalten , wie der Ausschuß sich

dies gedacht.
Abg . Rüder : Wenn der Abg . Ahlhorn  glaube , daß

die Ziegeleien zu hoch angesetzt seien , so erinnere er ihn daran,
daß er ja selbst wirken könne , daß die Taxation richtig werde.
Dieselbe sei ja noch nicht definitiv festgestellt . Wenn indeß

der Abgeordnete der Ansicht sei , dieselben seien gegen die
Wohnhäuser verhältnißmäßig zu hoch angesetzt , so sei Liese

allgemeine Annahme ein Jrrthum.
Rcg . -Eommissair Steche : Wenn der Entwurf Häuser

zur Unterhaltung der Wege hcranziehc , so thue er dies , um
das , was bisher bestanden , ausrecht zu erhalten . So seien
in der Marsch namentlich zu Unterhaltung der Fußwege Häu¬

ser hcrangezogcn , Weiter zu gehen , wie der Abg . Rüder
wolle,  scheine ihm sehr bedenklich . Man würde durch die

Annahme dieses Antrags auf ein ganz anders Princip kom¬

men , nämlich darauf , nach dem Nutzen , dem Jemand von

dem Wege habe , die Beitragspflicht abzumesscn . Nehme man
den Rüderschen  Antrag an , so müsse man auch Packhäuser

der Kaufleute und ähnliche Gebäude hcranziehen , und dies

würde zu weit vom Principe führen.
Abg . Selkmann I . : Er müsse den Rüderschen  An¬

trag empfehlen . Was der Abg . Ahlhorn  betreffs der Zie¬
geleien gesagt habe , treffe nicht zu . Die Fabriken werden
nach dem Baucapital angesetzt wie die Häuser . So werde
ein Fabrikgebäude , dessen Baucapital 1000 betrage , zu

denselben Sleuercapitale angesctzt wie eine Wohngebäude,
dessen Baucapital sich auf 1000 ^ belaufe . Man könne
daher nicht sagen , daß die Ziegeleien im Verhältniß zu den
Wohngebäuden zu hoch angesctzt werden.

Abg . Ahlhorn : Bei der Abschätzung seien auch Spei¬

cher und dergleichen Räume herangezogen . Diese müssen

dann auch nach dem Rüderschen  Anträge zum Beitrage
verpflichtet werden können . Dann müsse man aber das
ganze Princip umstoßen , was er nicht für praktisch halte.

Abg . Braver : Wenn der Antrag , daß nach der Bonität

zur Wegelast solle beigetragcn werben , angenommen würde,
so würde ihm der Inhalt des Antrags 53 nicht klar sein.
Er habe dies schon vorher bemerkt , aber noch keine Aufklä¬

rung erhalten . Dieser Antrag bewege sich auf dem Boden,
baß blos die Größe berücksichtigt werde . Dann müsse der¬
selbe jedenfalls eine Acnderung erleiden . Im klebrigen sei er
mit dem Abg . Ahlhorn  darin einverstanden . Wenn Fa¬

brikgebäude sollen herangezogen werden können , dann müsse
betreffs anderer Gewerblreibender dasselbe geschehen . Er
habe gegen das Verlassen des Princips Nichts einzuwenden.
Aber man müsse es dann gänzlich verlassen.

Abg . Selkmann II . : Die letzte Bemerkung des Vor¬
redners sei nicht zutreffend . Falls der Antrag des Abg.
Rüder  angenommen werbe , werden ja die Fabrikgebäude
der Brauer und ähnlicher Gewcrbtreibender , soweit sie der

Gebäudcsteuer unterliegen , herangezogen . Sie ganz auSzu-
nehmen , sei kein Grund . Man ziehe sie heran , so weit thun-
lich . Wolle man noch weiter gehen , so werde Niemand einen
passenden Modus angeben können . Man müsse sich mit dem
nach dem Prinzips Erreichbaren begnügen.

Berichterstatter Strackerjan 1. : Im Ausschuß sei man

davon ausgcgangen , baß z. B . die Fabrikgebäude für den
Ziegelei gerade dasselbe seien , was die Scheunen für den

Lanbmann . Die Gebäude seien nur die Mittel zum Gewerbe¬
betriebe . Man müsse deshalb bei dem Antrag 53 bleiben.
Denn , wenn man einige hcranziehen wolle , müsse man alle

Gebäude Gewerdtreibender hcranziehen . Der Umstand , daß

sie zufällig Gebäudesteuer bezahlen , könne hier nicht maß¬
gebend sein . Was das Bedenken des Abg . Braver  an¬
lange , so halte er dasselbe allerdings begründet . Beschließe

der Landtag , daß die Bonität der Grundstücke maßgebend

sein solle , so müsse man zur zweiten Lesung eine Acnderung
vornehmen.

Abg . Russell : Er müsse sich auch gegen den Antrag des
Abg . Rüder  erklären . Der Entwurf und der Ausschuß haben

die Wohnhäuser herangezogen , weil dieselben schon in einigen
Gegenden an der WegunterhaltungS -Last participirt haben.

Der w -iter gehende Antrag des Abg . Rüder  führe zu In¬
konsequenzen . Weshalb solle man denn gerade diese Last mit
der Gebäudcsteuer zusammen fallen lassen ? Die Wohnhäuser,
welche der Gebäudesteuer nicht unterliegen , würden nach die¬

sem Anträge frei sein . Weshalb wolle man denn nicht die

Schiffswerften und Holzlager hcranziehen ? Der Antrag folge
dem im Entwürfe nicht anerkannten Prinzip , baß die Last
nach Maßgabe der Benutzung solle vertheilt werden . Wenn

man aber dies wolle , wie könne man denn das Prinzip auf
bestimmte Fälle beschränken ? Er halte dies für durchaus

ungerechtfertigt und unter Umständen auch ungerecht . So

habe man z. B . Ziegeleien , die am Wasser gelegen , durchaus
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keinen Nutzen von den Wegen genießen, indem sie ihre Waare
aus der Wasserstraße verschickten. Durchbreche man ein Prinzip,
so müsse in den Ausnahmen doch auch eine Conscquenz liegen.
— Was das Bedenken des Abg. Braver  anlange, so theile
er dasselbe nicht. Zm Falle der Annahme deS betreffenden
Minoritätsantrags könne der Gemeinderath die in dem An¬
träge 53 genannten Zück auch nach Vcrhältniß classisiciren.

Die Versammlung crtheilt dem Abg. S elkmann II.
zum dritten Male das Wort.

Abg. Selkmann II. : Wenn der Vorredner glaube, daß
cs auch Wohnhäuser  gebe , die der Gebäudesteuer nicht
unterliegen, so irre derselbe. Die darauf basirende Begrün¬
dung von Seiten desselben falle mithin als auf einem Zrr-
thum beruhend hinweg. Ferner habe der Abg. Russell  ge¬
sagt, der Antrag des Abg. Rüder  verlasse daS Prinzip.
Er (Redner) frage aber, weshalb denn der Ausschuß das
Prinzip aufstelle, daß nur Wohnhäuser  herangezogen wer¬
den sollen. Er sehe keinen Grund dafür. ES gebe auch
Wohnhäuser genug, denen die Fahrwege gar nicht zu Nutzen
kommen. Der Abg. Rüder  stelle das Prinzip auf, daß alle
Gebäude, die Gebäudesteucr zahlen, auch zu der betreffenden
Unterhaltung contribuiren sollen. Abgesehen von allem An¬
deren sei dies Prinzip auch practisch, da in den Sleuerlisten
die sämmtlichen betreffenden Gebäude aufgezählt seien. Nach
dem Ausschußantrage dagegen würde man noch nachforschen
müssen, ob einzelne Häuser, welche in .der Steuerliste zur
Gebäudesteucrherangezogen werden, vielleicht unbewohnt
seien. Das Prinzip des Abg. Rüder  sei daher gerechterund
practischer; er sehe daher keinen Grund, weshalb man dem¬
selben nicht folgen solle.

Berichterstatter Strackerjan I. : Die Schwierigkeiten,
welche der Vorredner dem Ausschußantrage aufbürdcn wolle,
halte er nicht für begründet. Zn seiner Praxis sei ihm noch
kein Fall vorgekommen, wo man nicht habe unterscheiden
können, ob ein Gebäude ein Wohnhaus sei oder nicht. Ob
es zufällig bewohnt sei oder nicht, ändere nicht den Character
des Gebäudes. Die Schwierigkeit könne demnach kein Be¬
denken machen. Den Abg. Russell  mache er übrigens
aufmerksam darauf, daß, wenn der Landtag die Bonität als
Norm annehme, noch ein anderer Antrag nöthig werde, denn
im Entwurf stehe ganz ausdrücklich„Katastermaaß".

Abg. Russell : Der Abg. Selkmann II. habe geschickt
ein Versprechen gegen ihn auszubeuten gewußt. Er habe
allerdings gesagt „Wohnhäuser, die der Gebäudesteuer nicht
unterliegen," wo er habe sagen wollen„Gebäude" , denn es
gäbe allerdings Scheuern, Schoppen und derartige Baulich¬
keiten, die nicht zur Gebäudesteucr angesetzt seien. Er könne
übrigens den Abg. Selkmann  II . auch berichtigen; denn
derselbe sei bei seinem Vortrage davon ausgegangcn, daß
alle  Gebäude der Gebäudesteucr unterlägen. Das sei aber
ein Jrrthum . Im klebrigen könne er seinen Grund wieder¬
holen, daß cS nicht gerecht sei, von den Gebäuden einige zur
Wegclast heranzuziehen und andere nicht. — WaS die Be¬
merkung des Abg. Strackerjan  I . anlange, so glaubeer,

Berichte . XIH. Landtag.

daß das Wort «Katastermaaß" hier nichts zur Sache thue;
eS sei damit nur die Größe der Zück bestimmt, aber über die
Bonität nichts entschieden. Die Ansetzung der Wohnhäuser
im Vcrhältniß zu den Zücks sei dem Gemeinderaih offen
gelassen.

Abg. Kläveman « : Der Antrag des Abg. Rüder  ver¬
folge den richtigen Weg. Es solle damit durchaus nicht eine
Gewerbesteuer aufgelegt werden, wie mehrere Vorredner gegen
dessen Antrag geltend machen wollen. Die Weglast solle eine
Reallast sein. Darüber seien Alle einig. Nun frage es sich,
welche Realien herangezogen werden sollen? Die Antwort
sei: alle Grundstücke. Ob aber auch alle Gebäude? oder
etwa welche nicht? Es sei kein Grund, von den Gebäuden
einige auszunehmen, oder von den Gebäuden nur die Wohn¬
häuser heranzuzrehen. Er habe jedoch ein Bedenken bei dem
Rüder ' schen  Anträge. Derselbe passe nicht zu den Bestim¬
mungen, wie sie im Art. 38 oder im Anträge 53 hinsichtlich
deS Flächenmaaßes, zu welchem die Häuser höchstens  an¬
gesetzt werden können, enthalten seien. Diese Bestimmung
über das Maaß möchte er überhaupt gestrichen wissen. Dem
Gemeinderath könne es unbedenklich überlassen werden, zu
bestimmen, wie hoch Gebäude im Vcrhältniß zum Lande in
der Gemeinde zur Steuer heranzuziehen seien. Eine Gefahr
sei dabei auch schon um deswillen nicht vorhanden, da ja die
Regierung den betreffenden Beschluß des Gemeinderaths ge¬
nehmigen müsse. Er beantrage daher:

Im Art. 36 §. 1 Absatz2 werde statt der Worte:
„Auch die Wohnhäuser" gesetzt: „Auch die der Gebäude-
stcuer unterworfenen Baulichkeiten" und die Worte:
„jedoch. Katastermaaß" gestrichen.

Berathung geschlossen.
Der Abg. Selkmann  H . bittet darauf mittelst schrift¬

licher Eingabe zu einer persönlichen Bemerkung des Abg.
Russell  um 's Wort. Da der Präsident ihm das Wort
nicht crtheilt, bringt derselbe die Frage, ob ihm dasselbe er-
kheilt werden solle, an die Versammlung. Diese bestätigt
das Verfahren des Präsidenten.

Der Antrag des Abg. Klävemann  wird darauf ab¬
gelehnt, der Rüder ' sche  Antrag angenommen, womit die
Anträge 53 und 53 a. erledigt sind.

Zu Antrag 51 wird das Wort nicht begehrt, Abstimmung
auSgcsetzt.

Präsident : Der Antrag Nr. 55 könne in seiner Fassung
nicht mehr zur Abstimmung kommen.

Antrag 56, 56a, 56 b.
Reg.-Cvmmissair Steche : Er könne nur den Mehrhcits-

antrag empfehlen, welcher daS Prinzip enthalte, daß nur die
Größe der Grundstücke der Maßstab sein solle. Die Mino¬
rität sage zu Anfänge ihres Gutachtens, das eigentliche Prin¬
zip für die Tragung der Weglasten müsse das der Benutzung
sein. Daß dies hier nicht zur Anwendung kommen könne,
sei auch von ihr anerkannt. Das zweite Prinzip jedoch, daS
die Minorität aufstelle, daß die an sich Pflichtigen nach dem
Maße der Benutzung zu der Last contribuiren sollen, erkenne
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der Entwurf an , wenn er die Größe der Ländereien maß¬
gebend sein lasse. Die Mehrheit bemerke ganz richtig, daß
die Benutzung der Wege für schlechtes Land eben so groß sei
wie für gutes. Die Minderheit stelle nun die Behauptung
auf , cs sei ungerecht, wenn man nicht die Stcuerkraft zu
Grunde legen wolle. Er halte es im Gegentheil für unge¬
recht, wenn man diese zu Grunde lege. Namentlich zeige sich
dies deutlich in den Marschen, wo die Wege bei weitem mehr
wegen des schlechten Moorlandes abgenutzt werden als wegen
der fetten Weiden. Noch evidenter trete dies in den Districten
hervor , die thcils aus Marsch- , theils aus Geestbodcn be¬
stehen. Die Minderheit hebe hervor , daß man doch dem
dürftigen Anbauer nicht dieselbe Last für sein neues Land
aufbürden könne, wie dem Besitzer alter Ländereien. Die
Minderheit berücksichtige dabei nicht, daß die Anbauer jetzt
auch Weglasten tragen, die ihnen her Entwurf abnehmen wolle.
In den Consensen werde immer ausdrücklich die Verpflichtung
zur Tragung von Wcglasten aufgcführt. Die Minorität suche
ferner ihren Antrag dadurch zu begründen, baß der Entwurf
selbst doch bei den Gebäuden den Werth wolle maßgebend
sein lassen. Er begreife nicht, wie dieselbe sich auf diese Aus¬
nahme berufen könne. Bei den Häusern könne man doch die
Last nicht wohl nach der Grundfläche bemessen. Man könne
für dieselben eben keinen anderen Modus finden , als den
Werth . Dasselbe könne er erwiedern, wenn die Minorität
sich darauf stütze, daß nach Art. 37 tz. 3 die Wohnhäuser in
den Städten und größeren Orten nach der Gebäudesteuer
zum Stcaßenpflaster beitragen sollen. Er glaube nicht, daß
man durch diese nothwendigen Ausnahmen das Prinzip der
Bonität begründen könne. — Am Schlüsse des Antrags
Nr . 56 heiße es : „Ueber die Zahl der Classen und ihr Ver-
hältniß zu einander beschließt, der Gemeinderath mit Geneh¬
migung der Regierung und zwar — sobald ausführbar , unter
Zugrundelegung des Ergebnisses der Bonitirung der Grund¬
stücke zu der nach dem Gesetze vom 18. Mai 1855 umzu¬
legenden Grundsteuer." Gegen diesen PassuS habe der Abg.
Kayser  schon Bedenken erhoben, die nicht unbegründet seien.
Er füge noch hinzu , daß bis zll dem fraglichen Zeitpunkte
denn doch ein anderer Maßstab würde angelegt werden müssen.
Aber ganz abgesehen davon scheine es ihm sehr bedenklich, bei
der Vertheilung einer Reallast , wie die Weglast ihrer Natur
nach sei, den Gemeinden einen so großen Spielraum zu lassen.
ES sei sehr zweifelhaft, ob der Beschluß des Gemeinderaths
immer den Verhältnissen entsprechend ausfallen würbe. Die
verschiedenen Gemeinderathe könnten sehr leicht verschiedener
Ansicht sein und die Regierung würde ihre Genehmigung nur
nach dem Berichte des Amts ertheilcn oder nicht ertheilen
können, da sie ja natürlich die in Betracht kommenden Ver¬
hältnisse nicht so speziell kennen könne. Er finde cs recht
bedenklich, eine so dauernde Last so ins Schwanken zu stellen.
Er könne deshalb nur empfehlen, den Beitrag zu den frag¬
lichen Lasten gesetzlich bestimmt zu sixiren.

Abg. Flor : Er habe das Wort nicht genommen, um
dem Herrn Reg.-Commissair entgegenzutreten; denn er habe

keine Gründe gehört, durch welche die Ansicht der Minderheit
widerlegt sei. Er trete nur als Berichterstatter der Minder¬
heit auf, um in ihrem Namen zu erklären, daß sie den An¬
trag des Abg. Kayser  zu dem ihrigen gemacht habe.

Abg. Russell : Er empfehle dringend den Antrag der
Minorität . Das einzig richtige Prinzip sei, wie der Bericht
auch hervorhebe, das der Benutzung. Da dies jedoch nicht
ausführbar , so müsse ein anderes aufgefunden werden. Das
sei nur bas Prinzip der Steuerkraft . Dies liege so in der
Natur der Sache , daß es kaum noch der Begründung be¬
dürfe. Wer Etwas besteuern könne, was der Steuerkraft
entbehre? Ob man denn einen armen Mann wie -inen reichen
besteuern könne? Das schlechte Grundstück sei aber nichts
Anderes als ein armer Mann , der nicht »im Stande sei,
Steuern zu bezahlen. Dem von . der Minorität vertheidigten
Prinzip könne man Nichts entgegenhallen, als vielleicht die
Schwierigkeit in der Ausführung . Diese sei aber nicht nach-
gewiescn. Die Gemeinden schreiben ja sonst ihre Steuern
aus und treiben sie bei und man könne ihnen auch wohl
überlassen, hier die Umlage selbst vorzunehmen. Der Herr
Reg.-Commissair habe hervorgehoben, die Regierung könne
nicht alle Verhältnisse übersehen; dieselbe würde sich hier auf
den Bericht des Amts verlassen müssen. Dieser Grund gehe
zu weit. Derselbe treffe auch bei den anderen Gemeinde¬
steuern zu. Nach der Gemeindeordnung sei die Genehmigung
der Regierung erforderlich, wenn die Gemeinde einen Steuer¬
fuß sestsetze. Ob denn in diesem Falle die Regierung nicht
eben so gut auf den Bericht des Amts sich verlassen müsse?
Unter Umständen möge allerdings die Veranlagung , wie der
Entwurf sie wolle, nicht drückend sein. In vielen Fällen
werde dieselbe sehr hart empfunden werden, besonders wenn
in einer Gemeinde viele Brücken zu unterhalten und neue
Wege anzulegen seien. Auf der Geest hätten manche Stellen
ein, großes unfruchtbares Areal und diese könnten doch nicht
von dem schlechten Land, das wenig einbringe, denselben Bei¬
trag zur Unterhaltung der Wege und Brücken zahlen, als
jene Stelle , zu der eine gleich große Fläche des höchst boni-
tirten Landes gehöre, das einen hohen Ertrag liefere. Ec
bleibe daher bei der Behauptung , so lange man ihm nicht
Nachweise, daß man einen ganz armen Mann in demselben
Maße besteuern könne wie einen reichen. Die Schwierigkeit
in der Ausführung sei nicht so groß, daß sie nicht wohl könne
beseitigt werden. Er empfehle daher dringend , den Mino-
ritärsantrag anzunehmen, jedenfalls aber , wenn dieser würde
abgclehnt werden, den Antrag Nr . 53 g. — Man wende nicht
ein, für schlechtes Land werde häufig ein Weg mehr benutzt
als für gutes. Es komme häufig vor, daß einzelnen Grund¬
stücken ein Weg gar nicht zu Nutzen komme, und doch müßten
sie zur Unterhaltung desselben beitragen. Das Maaß der
Benutzung sei gar nicht normgebend. Bei Gebäuden erkenne
der Entwurf selbst dies an und gehe auf die Stcuerkraft
zurück, indem dieselben nach ihrem Werthe zur Straßen-
und Wegelast angefetzt werden sollten. Weshalb man aber
bei Gebäuden die Steuerkraft berücksichtigen und sie bei
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Grundstücken unberücksichtigt lassen wolle , vermöge er nicht
zu begreifen . Er erinnere nochmals daran , daß dies von
dem Entwürfe angenommene Prinzip zu den größten Unge¬
rechtigkeiten führen und insbesondere die ärmeren Grundbe¬
sitzer hart drücken müsse , da diese in der Regel nur schlechtes
Land besäßen . Die Verantwortung , ein solches Prinzip mit
zur Geltung gebracht zu haben , könne er nicht tragen . Daher
ersuche er die Versammlung dringend , den Majoritätsantrag
abzulehncn.

Abg . Klavemanir : Wenn der Entwurf vorschlage,
daß die Wegpflicht auf den Grundstücken lediglich nach der
Größe derselben haften solle , womit die Möglichkeit einer
Berücksichtigung der Bonität derselben ausgeschlossen sei, so
könne er sich damit nicht einverstanden erklären . Wenn aber
die Minderheit im Anträge 56 unbedingt über die Grund¬
stücke lediglich nach ihrer Bonität die Weglast vertheilt wissen
wolle , so daß eine Vcrtheilung lediglich über dir Fläche nicht
gestattet sei, so sei er hiermit noch weniger einverstanden . Viel¬
mehr halte er eS für rathsam , die Bestimmung jo zu treffen,
daß als allgemeiner Grundsatz gelte , daß die Weglast nach
der Größe der Grundstücke zu vertheilen sei , daß eS aber dem
Gemeinderalh gestattet werde , zu beschließen , daß und in
welcher Weise . eine Vertheilung nach der Bonität stattsinden
solle ; mit andern Worten , er sei für den Minderheitsantrag
56 s . mit der Verbesserung , welcher derselbe heute erlitten.
Er glaube kaum , daß die Gemeinderäthe ohne erhebliche
Gründe die Vertheilung nach der Bonität beschließen wür¬
den , denn er halte es nicht für so leicht , wie die Minderheit,
die Güte der Grundstücke bei der Vertheilung der Wcglast zu
Grunde zu legen , und man werde gewiß und mit Recht in
manchen Gemeinden , namentlich wo die Weglast eine ^geringe
sei, und wenig Ausgaben verursache , dabei bleiben , die Ver-
theilung einfach nach der Größe der Grundstücke vorzunehmen.
Denjenigen Gemeinden aber , welche die Vertheilung nach der
Bonität zweckmäßig und in dem Maße nvthwendig hielten,
daß es sich dabei der Arbeit und des Zeitaufwandes lohne,
welche diese Vertheilung verursachen werde , sei für die Ver¬
theilung nach der Bonität die Möglichkeit gegeben.

Reg .-Commissair Steche : Er wolle einige Worte gegen
das vom Abg . Russell  Bemerkte sagen . Wenn dieser , um
die Nothwcndigkeit der Zugrundelegung der Bonität der
Grundstücke auszuführen , hervorgchoben habe , daß bei einer
Vertheilung nach der Größe der Grundstücke die kleinen
Grundbesitzer zu sehr belastet würden , so müsse er hiegegen
wiederholen , daß die kleinen Grundbesitzer jetzt auch Weglasten
hätten , die ihnen durch die neue Wegeordnung abgenommen
würden und auf die Gemeinden übergingen . Es sei möglich,
daß die Belastung der kleinen Grundbesitzer für die Zukunft
eine größere , möglich aber auch , daß sie eine kleinere werde,
jedenfalls sei die Last keine neue . — Sodann habe der Abg.
Russell  das , was er — der Redner — vorhin geäußert
habe , wohl nicht richtig aufgefaßt . Er habe nur gesagt oder
doch nur sagen wollen , daß , wenn einmal der Beitragsfuß
von der Regierung genehmigt sei, eS schwer sei, die Urber¬

zeugung gewinnen , daß derselbe den Verhältnissen nicht mehr
entspreche , und doch bezweifele er nicht , daß von späteren.
Gemcinderäthen Anträge auf Abänderungen nicht ausbleiben
würden . ES könne leicht Vorkommen , daß ein Gemeinderath
zuerst vier Elasten anzunehmen beschließe , ein späterer Ge¬
meinderath dies aber nicht passend sinke , und nur drei Elasten
wolle ; cs müsse aber möglichst ein Schwanken in dieser Be¬
ziehung vermieden werden.

Abg . Selkmann li . : Er glaube , daß man sich bei der
Fortsetzung der Berathung des vorliegenden Gesetzentwurfes
auf den Boden der bereits vom Landtag gefaßten Beschlüsse
stellen müsse . Der Landtag habe nun den Antrag 52 ange¬
nommen , wonach uncultivirte , in den Besitz von Privaten
übergegangene Flächen zur Wegpflicht nicht herangezogen
werden sollten , und man habe vom Berichterstatter gehört,
daß der Grund deS Ausschusses zur Stellung dieses Antrags
der gewesen sei, weil diese Flächen gar keinen Ertrag lieferten.
Damit habe aber derselbe anerkannt , daß nicht nach der
Größe , sondern nach der Bonität repartirt werden müsse.
Habe man aber dies anerkannt , wie eS durch Annahme deS
Antrags 52 geschehen sei, so werde der Landtag mit sich selbst
in Widerspruch treten , wenn er jetzt beschließen wolle , daß bei
der Repartition der Weglast auf die Bonität der Grundstücke
keine Rücksicht zu nehmen sei. Er frage , wie eS sich ver¬
trage , ein Grundstück , das keinen Ertrag liefere , zu der Weg-
pflicht nicht heranzuziehcn , ein Grundstück aber , welches viel¬
leicht nur für einen Schwären Ertrag liefere , Grundstücken

gleichzustellen , welche vielleicht mehrere tausend Thaler Ertrag
brachten . Man müsse daher entweder alle Grundstücke , ohne
Rücksicht darauf , ob sie cullivirt oder nicht cultivirt seien , ob
sie Erlrag lieferten oder nicht , lediglich nach Maßgabe ihrer
Größe heranziehen , oder man müsse die Bonität und die Er-
tragssähigkeit zur Grundlage der Repartition machen . Thue
man dies nicht , so verfahre man inconsequcnt . Aber die

Heranziehung der Grundstücke zur Wegpflicht nach ihrer
Größe sei nicht bloß inconsequent , sondern sie sei auch im
hohen Grade ungerecht . Das Wegcgesetz beruhe auf dem
Principe , daß die Unterhaltung der Wege eine Gemeindelast
sei ; es frage sich also nur , wie diese Last zu verthcilen sei.
Er wolle darauf , daß bei dieser Vertheilung eigentlich die
Benutzung der Wege den Maßstab bilden müsse , nicht so' viel
Gewicht legen , wie einer der Vorredner es gethan habe , denn

auch Auswärtige benutzen die Wege und würden doch zur
Unterhaltung derselben nicht herangczogcn . Es seien aber
Alle einverstanden , daß die Unterhaltung der Wege eine Real¬

last sei, also auf dem Grund und Boden und den Häusern
ruhe ; cs komme also nur darauf an , wie auf diese die Last
zu repartiren sei. Man habe bei der Grundsteuer das Princjp
anerkannt , daß dieselbe nach der Bonität der Grundstücke zu
repartiren sei und dies Princip müsse man auch hier aner¬
kennen . Sonst komme man mit der Gesetzgebung , sowie mit

einem gefaßten Beschlüsse in Widerspruch und verfahre dazu
jy hohem Maße ungerecht , denn es sei ein unbestreitbarer
Grundsatz , daß von den Objecten der Besteuerung nur nach
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ihrer Steucrfähigkeit gesteuert werden solle . — Er wolle , um

die Ungerechtigkeit der Vertheilung nach der Größe d - r Grund¬
stücke zu beweisen , noch ein specielles Beispiel anführcn.
Nach dem Anträge des Ausschusses und dem gefaßten Be¬

schlüsse sollten alle cultivirten Grundstücke lediglich nach Ver¬

hältnis , ihrer Größe zur Theilnahme an der Wegpflicht her-

angezogcn werden . Er mache hier auf die großen Fuhren¬

kämpe aufmerksam ; dieselben seien zum Theil im Staats¬

besitz, zu einem großen Theil jedoch auch im Besitze von Pri¬
vaten . Wer diese Fuhrenkämpe kenne , der werde wissen , daß

dieselben nur einen geringen Ertrag lieferten ; dieselben wur¬
den meistens nur zu dem Zwecke angelegt , um die Versan¬

dung zu hindern . Allein einen geringen Ertrag lieferten sie
immerhin , müßten daher auch zu der Wegpflicht herangezogen

werden . Wie ungerecht würde es aber sein , diese großen

Flächen , die in den ersten fünfzehn Jahren kaum etwas , und

auch dann nur wenig einbrächtcn , dazu in der ersten Zeit

fast gar nicht betreten würden , mit den bestcultivirtcn Flächen

gleichzustellen ! — Wolle man daher gerecht sein und nicht

mit sich selbst in Widerspruch gerothen , so könne man nichts
Anderes beschließen , als daß die Grundstücke nach ihrer Bo¬

nität zur Wegpflicht heranzuziehön seien . Er werde daher

zunächst für den Antrag 56 , wie er jetzt modisicirt sei, stim¬
men . Werde dieser abgelehnt , so könne er für Antrag 56 s.

stimmen , indem hier doch das Mittel geboten werde , um eine

Ungerechtigkeit zu vermeiden.
Abg . Ahlhorn : Seines Erachtens sei der Antrag 56 b.

der beste . Man habe schon einige Abgeordnete aus der Geest

gehört , die sich dafür ausgesprochen hätten , daß die Rcparti-
tion nach der Bonität der Grundstücke das Richtigste sei.

In der Marsch wolle man lieber die Wegpflicht Juck für

Jück festgesetzt haben . Man möge daher der Marsch ihren
Willen thun , und durch Annahme des Antrags 56 b . es den

Geestbewohncrn ermöglichen , auch die Güte des Landes in

Berücksichtigung zu ziehen . — Man habe großes Gewicht

darauf gelegt , daß die Weglast eine so große sei. Er könne

dies in vielen Fällen nicht ganz zugeben . Im Kirchspiel

Jade seien z. B . c. 12000 Jück vorhanden , wovon c. 1000
Jück uncultivirt seien , die also für die Wegpflicht wegsielen.

Die Weglast würde vielleicht jährlich c. 600 betragen , so

daß also vier Grote auf das Jück kämest ? Dies sei doch

keine übermäßig große Last . — Sodann habe man gesagt,

daß für die kleinen Leute und Colonien bei der Vertheilung

nach der Größe der Grundstücke die Last zu hoch sei. Aber

schon der Herr Regierungs -Commissair habe hervorgehoben,

daß diese durch die neue Wegeordnung auch einen großen

Nutzen hatten ; z. B . die Kolonie Mentzhausen habe , gegen¬

wärtig sehr große Weglasten , die noch sehr zunehmen würden,
da noch viele neue Wege dort angelegt werden müßten , die

ihr aber abgenommcn und auf die Gemeinde übergehen wür¬

den , während sic nach Jückzahl an der Weglast Theil nehmen
werden . Die Colonisten , die nur 19 Scheffel Saat oder 3

Jück uncultivirteS Land besäßen , würden nach obigem Bei¬
spiele 12 Grote bezahlen müssen , während sie jetzt für Weg¬

lasten größere Opfer bringen müßtew . Er Halle es hiernach

für die Marsch besser, die Grundstücke nach der Jückzahl zu

der Wegpflicht heranzuzieben . Die Einschätzung in Classen

sei nicht leicht , werde vielmehr wohl bedeutende Schwierigkeiten
machen und die deshalb aufzuwendenden Kosten würden jedenfalls

in gar keinem Verhältniß zu der Weglast stehen ; da es aber

dem freien Willen der Gemeinden in der Geest überlassen
bleiben solle und weil sich Stimmen aus der Geest für Bo¬

nität erhoben hätten , so könne er für den Antrag 56 b.
stimmen.

Abg . Rüder : Nachdem , wie der Abg . Russell  richtig
bemerkt habe , das Princip durchlöchert sei , sei es ihm selbst

fraglich , ob der Entwurf der Staatsrcgierung durchgehen
werde und sei dies für ihn um so mehr Grund , für den

Minderheitsantrag 56 b . zu stimmen . Er halte es dann aber

für zweckmäßig , daß die nach dem Anträge des Abg . Kayser

und des Ausschusses gestrichenen Worte des letzten Satzes

des Antrages 56 , 56 g. und 56 b . wieder hergesiellt würden

und nehme er diesen vom Ausschüsse zurückgezogenen Theil

der fraglichen Anträge wieder als seinen Antrags auf . Seine
Gründe dafür seien folgende : Nach dem Antrag der Min¬
derheit solle die Wegpflicht nach der Bonität der Grundstücke

repartirt werden . Wolle man nun aber bei der Wahl der

Zahl der Classen und dem Verhältniß derselben zu einander

nicht das Ergebniß der Bonitirung der Grundstücke zu der

nach dem Gesetze vom 18 . Mai 1855 umzulegrnden Grund¬
steuer zu Grunde legen , so werde , den Gemeinden die Arbeit

ungemein erschwert und ihnen ein sicherer Anhalt genommen,
sowie man auch der Regierung jede Controle und Sicherheit

in der Beurthcilung der Schätzung und Vertheilung der Lasten

durch die Gemeinden nehme . Die Bonitirung der Grund¬

stücke für die Grundsteuer sei eine Schatzung des ganzen

Landes , ausgeführt von Gewählten der einzelnen Gemeinden;

werde dieselbe zum Grunde gelegt , so habe die Regierung
damit eine Grundbasis für sämmtliche Gemeinden , welche ihr

bei einer neuen Schätzung der - einzelnen Gemeinden behufs

Repartirung der Wegclast fehlen werde . Er sei hier in einer

etwas peinlichen Lage , da er jene Arbeit eingeleitet und nun

für ihre Benutzung sprechen müsse ; er lege aber darauf nicht
Gewicht , sondern nur darauf , daß Gewählte der Gemeinden

die anstrengende Arbeit pflichttreu vollführt hätten und der

Antrag des Abg . Kayser  in Aussicht stelle,  daß dieselbe

Arbeit von Gewählten der Gemeinden noch einmal gemacht,

mithin den Gemeinden die Kosten von Neuem aufgebürdel

werden könnten ; er könne cs jedoch nicht für richtig halten,
eine Arbeit , die bereits gemacht sei , noch einmal wieder vor¬

zunehmen . Er beantrage hiernach zu den Anträgen 56 , 56s.
und 56 d . :

den vom Ausschuß zur Streichung beantragten Schluß¬

satz des Antrages Nr . 56 wiederherzustellen.

Der Antrag wird unterstützt und kommt mit zur Be-
rathung.

Abg . Klävemann : Er sei nicht der Ansicht , daß eS

zweckmäßig sei , bei Umlegung der Wegelast über die Grund-
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stücke mit Berücksichtigung der Bonität nach dem Ergebniß
der Bonitirung der Grundstücke zu der nach dem Gesetze vom
18 . Mai 1855 umzulegenden Grundsteuer zu verfahren . Wenn
dies aber so zweckmäßig sei , wie der Vorredner gesagt habe,
so würden ja wohl auch die Gemeinden dieS leicht finden.
Zn manchen Gemeinden werde dieses gewiß zutrcsfen . Der

jetzige Antrag 58 a . wolle ja keineswegs ausschließen , daß
die Gemeinden dieses Ergebniß der Bonitirung der Grund¬

stücke für die Grundsteuerumlegung zu Grunde legen könnten,
man wolle es denselben nur nicht zur Pflicht machen . Man
möge doch davon absehen , den Gemeinden einen unnöthigen
Zwang anzuthun.

Berathung geschlossen.
Berichterstatter Strackerjan I . : Wenn zunächst der

Abg . Selckmann  II . ihm gewissermaßen einen Vorwurf
habe machen wollen , daß er inconscquent gehandelt habe,
uncultivirte Flächen nicht zur Wegpflicht heranziehcn zu wol¬
len , im Uebrigen aber für diese die Größe der Grundstücke
maßgebend sein zu lassen , so wolle er hiergegen bemerken,
daß er keineswegs behauptet habe , konsequent ein Princip
reiten zu wollen , daß er vielmehr anerkannt habe , daß in der
Stellung des Majoritätsantrages eine Verletzung des PrincipeS
liege . Er habe aber den Antrag gestellt , weil er die Zweck¬
mäßigkeit für zu überwiegend halte , und noch jetzt überzeugt
sei , daß in sehr vielen Gemeinden die Bonitirung nicht zu
Stande kommen werde . Wenn dieselben an die Arbeit hcran-

träten , würden sie die Schwierigkeit erkennen und sich lieber
bei der Vertheilung der Wegpflicht nach der Größe der Grund¬
stücke genügen lassen . — Was sodann den Antrag 56 b . be¬
treffe , so scheine es ihm , als ob derselbe , abgesehen vom Abg.
Ahlhorn,  wenig befürwortet werde . Er empfehle aber
doch, wenn der Antrag 56 abgelehnt werde , den Antrag 56 b.
anzunehmcn , in der Fassung , wie der Abg . Rüder  ihn
wieder hergestellt habe . Wenn der Landtag den Antrag 56
annehmc , so beglücke er die Marsch mit einer Gerechtigkeit , die
sie nicht wolle ; aus der Versammlung habe Niemand aus
der Marsch der Minderheit das Wort geredet . Man möge
daher entweder Antrag 56 s . oder 56 b . annehmen ; den
Antrag 56 a . halte er aber für die gemischten Gemeinden,
wie z . B . Bockhorn , Zetel , sehr gefährlich und werde derselbe
zu fortwährenden Reibereien Veranlassung geben . Wolle
man daher den Antrag der Mehrheit nicht annehmen , so möge
man wenigstens die Marsch und die gemischten Gegenden
mit der Reparation nach der Bonität der Grundstücke ver¬
schonen ,̂ und diese bloß für die reine Geest cinführen , für
Welche auch nur allein dieser Wunsch ausgesprochen sei.

Der Abg . Rüdebusch  beantragt namentliche Abstim¬
mung für die Anträge 56 , 56 a . und 56 b . und wird dieser
Antrag unterstützt.

Es wird zunächst über den Antrag des Abg . Rüder
in Beziehung auf den Antrag 56 abgestimmt und wird der¬
selbe angenommen.

Hierauf wird der Antrag 56 in Verbindung mit der
eben beschlossenen Modifikation zur namentlichen Abstimmung

gebracht und wird derselbe mit 26 Timmen gegen 18 Stim¬
men abgelehnt.

Für den Antrag stimmten die Abgeordneten:
Driver , Flor , Görlitz , Kayser , Lcngler,

Müller , Oltmanns , Rüdebusch , Russell , Selk-
mannl . , Selkmann  II . , Struthofs , Werner,Mil¬
lers , Barleben , Braver , Brörmann , Brunkhorst.

Gegen den Antrag stimmten die Abgeordneten:
Dannenberg , Frank , Frankscn , Geldes,

Greverus , Hardt , Heye , Hobbie , Klävemann,
Noell , Oetken I . ,OetkcnII . , Rüder , Sägelken,
Strackerjan I . , Strackerjan  II . , Strackerjan  III . ,
Wichmann , Wulff , Abels , Ahlers , Ahlhorn , Bar¬
tel , Bödeker , Brockhaus , Bunnies.

Abwesend die Abgeordneten:
Bramlage , Lehmkuhl,Luerßen , Schwegmann.

Auch zum Antrag 56 s . wird zunächst der Antrag des
Abg . Rüder  zur Abstimmung gebracht und derselbe ange¬
nommen und hierauf über den Antrag 56 a . mit dem be¬
schlossenen Zusatz namentlich abgestimmt.

Derselbe wird mit 23 Stimmen gegen 21 Stimmen
abgelehnt.

Für den Antrag stimmten die Abgeordneten:
Flor , Görlitz , Heye , Klävemann , Lengler,

Müller , Oltmanns , Rüde busch , Russell , Säg el-
ken , Selkmann I . , Selkmann  II . , Strackerjan  III .,
Struthofs , Werner , Millers , Barlebcn , Brader,
Brörmann , Brunkhorst , Driver.

Dagegen die Abgeordneten:

Frank , Franksen , Gerdes , Greverus , Hardt,
Hobbie , Kaiser , Noell , Oetken I . , Oetken  II .,
Rüder . Strackerjan ! ., Strackerjan  II ., Wichmann,
Wulff , Abels , Ahlers , Ahlhorn , Bartel , Bödeker,
Brockhaus , Bunnies , Dannenberg.

Abwesend die Abgeordneten:
Bramlage , Lehmkuhl , Luerßen , Schwegmann.

Der Antrag des Abg . Rüder  wird endlich auch zum
Antrag 56 b . zur Abstimmung gebracht und auch für diesen
Antrag angenommen.

Hierauf wird über den Antrag 56 b . mit diesem be¬
schlossenen Zusatz namentlich abgestimmt und wird derselbe
mit 38 Stimmen gegen 6 Stimmen angenommen.

Es stimmten für den Antrag die Abgeordneten:
Gerdes , Greverus , Hardt , Heye , Hobbie,

Kayser , Lengler , Müller , Noel/ , Oetken ! ! ., Olt¬
manns , Rüdebusch , Rüder , Russell , Sägelken,
Selkmann ! . , Selkmann ! ! . , Strackerjan ! ! . , Stra-
ckerjanll !. , Struthofs , Werner , Wichmann , Mil¬
lers , Wulff , Ah lers , Ahlh orn , Barleben , Bartel,
Bödeker,Brader,Brockhaus,Brörmann , Brunk¬
horst , Bunnies , Dannenberg , Driver , Flor,
Frank.
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Gegen denselben die Abgeordneten:
Görlitz , Klävemann , Oetkenl ., Strackerjan ! .,

AbelS , Franksen.
Abwesend die Abgeordneten:
Bramlage,Lehmkuhl,Lüerßen,Schwegmann.
Schließlich wird der Art . 36 des Entwurfs , wie er sich

durch den angenommenen Antrag des Abg . Rüder  und
durch den Bejchluß zu Antrag 56b . gestaltet hat , gemeinsam
mit den ausgesetzten Anträgen 5t , 52 und 54 zur Abstim¬
mung gebracht und werden diese Anträge , rcsp . dieser Artikel
angenommen.

Antrag 57 , 58:
Abg . Strackerjan II . : Die 1— 3 des Art . 37 in

der Fassung des Entwurfs , sowie nach den Anträgen des
Ausschusses hätten manches Bedenkliche . Der Art . 37 be¬
stimme im tz. 1 , daß „ die Last der Unterhaltung der in einer
Stadt belegcnen Straßen und Wege , gleich wie die Pflicht
zur Anlegung neuer Straßen und Wege innerhalb der Stadt,
eine gemeinsame und ausschließliche Last der Stadt im engern
Sinne sei. Wo die Abtheilung einer Sladtgcmeinde in Stadt
im engeren Sinne und Stadtgebiet nicht Statt gefunden
habe , solle der zur Tragung dieser Last verpflichtete engere
Stadtbezirk im Verwaltungswege abgegränzl werden ." Nach
seiner Ansicht gehe dies zu weit . So viel ihm bekannt sei,
sei nur die Stabtgemeinde Oldenburg in Stadt im engeren
Sinne und Stadtgebiet cingetheilt . Es werde wohl nicht
Allen bekannt sein , was nach dieser Eintheilung zur engeren
Stadt gehöre . Die Linie , welche die Stadt umgränze , gehe
ungefähr durch die Mitte der Wiesen zwischen der Chaussee
vor dem Haarenthor und dem Everstenholz nach dem Prin¬
zessinwege , von da ungefähr in gerader Linie nach dem Lin¬
denhofe , von diesem quer über nach der ehemals Renkeschen
Mühle , von dieser in ziemlich gerader Richtung nach Gut
Driclake , springe unterhalb der Eisengießerei über die Hunte
und führe von hier über die Wiesen , einen Theil derselben
einschließend , nach der Cäcilienbrücke . Es würden wohl Alle
einverstanden sein , daß der innerhalb dieser Linie liegende
Bezirk zu groß sei für die Unterhaltung der Straßen der
Stadt Oldenburg ; es würden zu derselben alle die Häuser,
die östlich von der Chaussee beim Lindenhofe lägen , das Acker¬
land u . s. w . beitragen müssen . Die Folge davon würde
sein , daß diese Häuser und mit Recht verlangen würden,
daß , wenn sie für das Pflaster der Stadt beitragen sollten,
sie ebenfalls Pflaster erhielten , was die Kosten ganz bedeu¬
tend erhöhen würdei Man werde aber diele Grundstücke
auch nicht ganz frei lassen können , da dieselben sonst von
jeder Weglast frei sein würden . Zu den Straßenpflasterungs-
kosten werde man aber nur die Grundstücke heranziehen dür¬
fen , wo wirklich Straßenpflasterung sei. — Sodann sage
der tz. 2 des Entwurfes , daß ,,in den Stadtgemeinben Del¬
menhorst , Vechta und Friesoythe die Weglast nach derjenigen
örtlichen Scheidung in Stadt - und Landgemeinde , wie solche
vor der Gemcindeordnung vom 1 . Juli 1855 bestanden , je
abgesondert getragen werden solle . Jede dieser Gemeinde-

Abtheilungen sei hinsichtlich der Tragung der Weglast einer
selbstständigen Gemeinde gleich zu behandeln . " Auch dies
scheine ihm unzulässig . Die Stadt Friesoythe habe z. B.
ungefähr einer Größe von also fast einer ganzen Qua-
dratmeile ; cs gehöre dazu das Gut Schwanburg , bas unge¬
fähr r/2  Meile davon entfernt sei ; es erscheine ihm nun un¬
zulässig , Grundstücke , die in so weiter Ferne von der Stadt
seien , für diese contributionßpflichtig zu machen . Die Ver¬
hältnisse von Vechta und Delmenhorst kenne er nicht so genau,
dieselben würden ähnlich sein , wenn auch vielleicht nicht so
in die Augen springend . — Sodann mache der Entwurf
nur die Gebäude beitragspflichtig und lasse alle Grundstücke
frei . Der Ausschuß habe vorgeschlagm , auch Gärten und
unbebaute Plätze aufzunehmen . Dies sei aber noch nicht
genug , da hierzu die Wiesen , Stecker u . s. w . nicht zu rechnen
seien ; cs müßten alle Grundstücke beitragspflichtig gemacht
werden . Das richtige Verhältniß für diese würde erreicht
werden , wenn man dieselben so ansetze , wie sie für die
Grund - und Gebäudesteuer angesetzt seien . -— Sodann ver¬
misse er im Entwurf eine Bestimmung , wie es mit der Reini¬
gung der Straßen und Plätze zu halten sei. Die Reinigung
sei seines Erachtens lediglich ein Theil der Wegepflicht und
scheine es ihm am Richtigsten , die jetzt bestehende Einrichtung,
nach der ein Jeder vor seinem Hause zu reinigen habe , beizu-
behalten . Dies würde aber aufgehoben werden , wenn alle
Ausgaben für Unterhaltung der Straßen der Straßencaffe
zufielen . — Er habe hiernach einen Antrag formulirt , nach
welchem an die Stelle der §§. 1 — 3 des Art . 37 folgende
Bestimmungen treten sollten:

§ . 1 . In den Stadtgemeinden soll zur , Unterhal¬
tung der in der Stadt belegencn öffentlichen Plätze,
Straßen und Wege , sowie zur Anlegung neuer Plätze,
Straßen und Wege ein besonderer Bezirk im statu¬
tarischen Wege abgegränzt werden.

Für die Weglast der Stadtgemeinben außerhalb
dieses engern Bezirks kommen die Art . 42 — 46 , soweit
zutreffend , und Art . 36 § . 2 zur Anwendung.

H. 2 . Die Weglast in den engeren Bezirken der
Stadtgemeinden ( tz. 1) ist aus einer besonderen Casse
(Straßencaffe ) zu bestreiten , zu welcher alle in dem
Bezirke belegencn , nicht staatSgrundgesetzlich befreiten
Gebäude und Grundstücke , und auch die in Art . 127
der Gemeindeordnung bczeichnelen , nach ihrem An¬
sätze zur Grund - und Gebäudesteuer beizutragen ha¬
ben . Die nachbarglciche Ansetzung der von letzterer
befreiten Grundstücke und Gebäude bedarf der Prü¬
fung und Genehmigung der Regierung.

Bis zu dem Zeitpunkte , von welchem an die Grund-
und Gebäudesteuer zur Hebung kommt ( Art . 13 des
Gesetzes vom 13 . Mai 1855 ) bleibt es in jeder Stadt
bei der jetzt bestehenden Unterhaltungsweise der Stra¬
ßen und Wege . Mit diesem Zeitpuncte treten auch
die für die Stabt Oldenburg erlassenen Rcgierungs-
bekanntmachungen vom 23 . Febr . 1817 und 24 . Juni
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1846, soweit sie nicht schon durch Art . 30 aufgehoben
worden , außer Kraft.

Die Pflicht zur Reinigung der Straßen nebst Zu¬
behör, so wie zu ähnlichen Naturalleistungen wird
durch diese Bestimmungen nicht geändert.
- Es bleibt den Städten nachgelassen, auf statutari¬
schem Wege die Beiträge zur Straßcncasse auf eine
andere Weise über Gebäude und Grundstücke, vorbe-
hälllich eines Beitrages der Stadtcasse zu den Kosten
der Pflasterung bisher ungepflasterter Straßen und
Plätze umzulegen, auch die Verpflichtung zur Reini¬
gung der Straßen rc. auf demselben Wege neu zu
beordnen.

Der Entwurf spreche im tz. 1 nur von der Last der
Unterhaltung der in einer Stadt belegmen Straßen und
Wege; sein Antrag ' habe auch die öffentlichen Plätze ausge¬
nommen. Es sei wohl schon an sich nicht zweifelhaft, daß
das, was für die Slraßcn und Wege gesagt sei, auch auf die
öffentlichen Plätze Anwendung finde. Es seien jedoch für die
Stadt Oldenburg eigenrhümlicheVerhältnisse vorhanden. Es
gehöre nämlich der Schloßplatz nach dem SkaatSgrundgcsctz
zu dem dem Großherzoge vvrbehaltenen Krongute und wür¬
den die Kosten dieses Platzes von der Hoscaffe bestritten.
Werde nun über die Platze keine Bestimmung ausgenommen,
so könne e» zweifelhaft sein, wie es mit dem Schloßplatze zu
halten sei. Dieser Zweifel werde durch die Aufnahme der
„öffentlichen Plätze" beseitigt, indem der Schloßplatz ein sol¬
cher öffentlicher Platz nicht sei. — Der tz. 2 des Art. 37 des
Entwurfes werde nach seinem Anträge ganz Wegfällen, da
er nach der allgemeinen Fassung des tz. 1 nicht mehr nöthig
sei. — Der tz. 3 seines Antrages weiche von dem Entwürfe
nur darin ab , daß statt : „ Gebäude" gesagt sei: „Gebäude
und Grundstücke" und statt : „Gebäudcsteuer" : „Grund - und
Gebäudesteuer." — Zn Beziehung auf den letzten Satz seines
Antrages wolle er noch bemerken, daß eS gewiß richtig sei,
daß ein Gesetz einen allgemeinen Satz aufstelle, daß es aber
doch wünschenswerlh sei, daß es offen gelassen werde, einige
Aenderungcn vorzunehmen. Sodann halte er cs für wün-
schenswerth, daß es auch ferner möglich bleibe, den Beitrag
der Stadtcasse zu den Kosten der Pflasterung bisher unge-
pflastcrter Straßen und Plätze in einem vorher bestimmten
Verhältniß sestzusetzen.

Präsident : Der Antrag des Abg. Strackerjan  II.
sei bereits schriftlich genügend unterstützt. Er verstelle den¬
selben mit zur Berathung.

Reg.-Eommissair Steche : Er bitte zunächst den An¬
tragsteller um nähere Erklärung , was der Zusatz: „vorbehält-
lich eines Beitrages der Stadtcasse zu den Kosten der Pflaste¬
rung bisher ungepflasterter Straßen und Plätze" bedeuten
solle. Nach dem Entwurf, sowie nach dem Anträge des Aus¬
schusses sollten sämmlliche Pflasterungskosten aus einer eigenen
Caffe (Straßencaffc) bezahlt werden, die aber doch nur eine
Abtheilung der Stadtcasse sei. Ob bei der Einführung des
neuen Beilragsfußes die Gemeinden es leichter finden wür¬

den, neue Pflasterungen einzuführen, wenn die Stadtcasse
einen Beitrag gebe, sei ihm augenblicklichnicht klar. Ein
wesentliches Bedenken habe er aber gegen den Antrag des
Abg. Strackerjan  H ., soweit er die Städte Delmenhorst,
Friesoythe und Vechta betreffe. Nach dem Entwurf sollten
die Landgemeinden hinsichtlich der Tragung der Wcglast nach
wie vor selbstständige Gemeinden bilden. Dies würde nach
dem Anträge wegfallen und fürchte er , daß die Städte zu
sehr beschwert werden würben. Es erscheine ihm daher der
Antrag bedenklich.

Abg. Ruffell : Er wolle nicht über den Antrag des
Abg. Strackerjan  selbst sprechen, da ihm derselbe zweck¬
mäßig erscheine, sondern wolle er nur eine Bemerkung zu
demselben machen. Es erscheine ihm nämlich das Wort
„Prüfung " im tz. 2 überflüssig und gebe er daher dem An¬
tragsteller anheim, dasselbe zu streichen.

Abg. Strackerjan II . : Das Wort „Prüfung " könne
wegfallen; er habe eS nur ausgenommen, um sich so viel wie
möglich an den Entwurf anzuschließen. — Was die Aeuße-
rung des Herrn Reg.-CommiffairS betreffe, so scheine ihm die¬
selbe nicht durchschlagendzu sein. Er glaube, daß so weite
Wege, wie z. B . von Friesoythe nach Schwanburg nicht aus
der Straßencaffc erhallen werden könnten. — Was sodann
den Zusatz: „vorbehältlich eines Beitrages der Stadtcasse rc."
betreffe, so lasse derselbe keinen Zweifel zu ; wenn auch die
Straßencaffc nur ein Theil der Stadtcasse sei, so sei sie doch
eine Casse mit besonderem Rcparlitionsfuß . Es sei nicht
zweifelhaft, was darunter zu verstehen sei, er wolle aber noch
ausdrücklich bemerken, daß er bas Verhältniß varunter ver¬
stehe, wie es in Oldenburg und Varel bestehe.

Reg.-Eommissair Steche : Er gebe doch anheim, diesen
Zwischensatz, der zu Zweifeln Anlaß gebe, wegzulaffen. Werde
der Beitragsfuß auf statutarischem Wege anders bestimmt, so
sei dies ein anderer Fuß. Man möge es daher auch dem
statutarischenWege überlassen, zu bestimmen, ob und welchen
Beitrag die Stadtcasse zu leisten habe.

Abg. Klävemann : Er empfehle, die Worte stehen zu
lassen. Wenn der Herr Reg.-Eommissair in Aussicht stelle,
daß ja auf statutarischem Wege bestimmt werden könne, ob
und welche Beitrage die Stadtcasse leisten solle, so sei dies
gar nicht möglich, denn die Statuten könnten Nichts bestim¬
men, was mit dem Gesetze im Widerspruch stehe. Wenn das
Gesetz  bestimme , daß die Straßen - und Weglast lediglich
von Land und Gebäuven  zu tragen sei, so könne im
Statut  nicht bestimmt werden, daß die Stadtcasse  bei¬
tragen solle, indem zur Stadtcasse häufig nach Vermögen
und Einkommen  gesteuert werde. Er empfehle daher, den
Antrag des Abg. Strackerjan  so anzunehmen, wie er ein¬
gebracht worden sei.

Die Berathung wird geschlossen und in der Abstimmung
der Antrag des Abg. Strackerjan  H . mit Wegfall der
Worte „Prüfung und" angenommen, wodurch die Anträge 57
und 58 des Ausschusses erledigt sind.

lieber den Antrag 59 wird die Abstimmung, ohne daß
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daS Wort begehrt wird , nach vorgängigcm Schluß der Bc-
rathung ausgcsetzt.

Antrag 60 , 6t:

Reg .- Eommissair Steche : Er fasse den Antrag 60 des
Ausschusses , den tz. 5 des Art . 37 zu streichen , so auf , daß
derselbe es überhaupt nicht für nöthig Halle , zu bestimmen,
wie cs mit den in anderen Orten vorhandenen gepflasterten
Straßen zu halten sei. Es werde nicht die Absicht des Aus¬
schusses gewesen sein , durch die Streichung zu bewirken , daß
die Pflasterung in den Dörfern allein von diesem zu bestrei¬
ten sei. In den Marschdistricten werde es allerdings für die
Bewohner der Gemeinde wenig Interesse haben , daß sich im
Kirchdorfe eine kleine Strecke Straßenpflaster befinde , anders
verhalte sich dies schon für die Geest . Der Entwurf gehe
davon aus , daß cs gerechtfertigt sei, die gepflasterten Strecken

als Hauptwege zu betrachten . Nach einem späteren Anträge
des Ausschusses solle die Bertheilung der Unterhaltung der
Gemeindewege nach Bauerschaftcn ohne Rücksicht darauf , ob
sie Haupt - oder Nebenwege seien , gleichmäßig durchgehen.
Werde dieser Antrag angenommen , so sei es unbedenklich,
den §. 5 zu streichen , da dann bei der Bertheilung unter die
Bauerschaftcn der Umstand werde berücksichtigt werden müssen,
daß Pflasterstrccken vorhanden seien . Unter dieser Voraus¬
setzung habe er Nichts gegen die Streichung zu erinnern.

Berathung geschlossen.

Die Abstimmung über Antrag 60 wird ausgesetzt , des¬
gleichen über den Artikel 37 , der statt des Antrages 6t zur
Abstimmung zu bringen ist.

Zum Artikel 38 des Entwurfes ist vom Ausschuß nichts
bemerkt ; das Wort wird nicht begehrt , die Berathung ge¬
schloffen und kommt dieser Artikel , ferner der Artikel 37 in

Gemäßheit des angenommenen Antrages des Abg . Stracker-
j an II ., sowie die ausgcsetzten Anträge 59 und 60 gemeinsam
zur Abstimmung.

Die Artikel und Anträge werden angenommen.

Wegen vorgerückter Zeit wird die Berathung hier ab¬
gebrochen.

Nächste Sitzung : Morgen , den 24 . Mai , Morgens
10 Uhr.

Tagesordnung:
Fortsetzung der Berathung der Wegeordnung.

Der Präsident bestimmt schließlich noch den Termin zur
Einbringung von Anträgen für die zweite Lesung der Prozeß¬
gesetze für die Fürstcnthümer Lübeck und Birkenfeld auf mor¬
gen bis zum Schluß der Sitzung und für den Gesetzentwurf,
betr . Einführung der Stierköhrung für das Hcrzvgthum auf
Sonnabend den 25 . Mai bis zum Schluß der Sitzung.

Schluß der Sitzung : 2 Uhr Nachmittags.

' Die Berichterstatter:

Bartel und v . Buttel.
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